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2.2. DIENSTRECHT:  
VOM WOLLEN, KÖNNEN 

UND MÜSSEN  
 

2.2.1. Dienstpflichten der Lehrerin / des 

Lehrers 
 

Die Dienstpflichten des Beamten bzw. des Ver-
tragsbediensteten sind im Beamten-
Dienstrechtsgesetz (BDG 1979 § 43 bis § 61, 
jedoch gelten § 45a und b nicht für Leh-
rer*innen) sowie im Vertragsbedienstetenge-
setz (§§ 5 bis 7), jene der Lehrer*innen zusätz-
lich in §§ 211 bis 216 BDG geregelt. Es ergeben 

sich übereinstimmend folgende Dienstpflichten: 

 

Allgemeine Dienstpflichten (§ 43 BDG) 
Dienstliche Aufgaben und die Amtsführung unter 

Beachtung der geltenden Rechtsordnung treu, 
gewissenhaft und unparteiisch zu besorgen. 

 

Durch sein Verhalten das Vertrauen der Allge-
meinheit in die sachliche Wahrnehmung zu er-
halten. 

 

Unparteilichkeit der Amtsführung 

 

Amtverschwiegenheit (§ 46 und § 214 BDG) 
Der Beamte hat über alle ihm ausschließlich aus 

seiner amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen 

Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse 

einer Gebietskörperschaft oder der Partei 
(Schüler oder Lehrer) usw. geboten ist, Still-
schweigen zu bewahren. 

 

Die Amtsverschwiegenheit gilt auch nach Be-
endigung des Dienstverhältnisses! 

 

Sonderregelung bei Aussagen vor Gericht 
(BDG § 46,3). 

 

Im Disziplinarverfahren gilt die Amtsverschwie-
genheit nicht! 

 

Abwesenheit vom Dienst (§ 51 BDG) 
Der Grund einer Abwesenheit muss unverzüg-
lich dem Vorgesetzten gemeldet werden (mit 
Rechtfertigung). 

 

Bei einer Dienstverhinderung von mehr als drei 
Tagen: Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung 

über Beginn der Krankheit und Angabe der vo-
raussichtlichen Dauer. 

 

Direktor*in kann eine ärztliche Bestätigung auch 

bei einer kürzer dauernden Krankheit (Verhin-
derung) verlangen. 

 

Ausbildung und Fortbildung (§ 58 BDG) 
Wenn es dienstrechtliche Interessen erfordern, 
hat der*die Lehrer*in an Fortbildungsveranstal-
tungen teilzunehmen. 

 

Befangenheit (§ 47 BDG) 

Der Beamte hat bei Befangenheit (Hemmung einer 

unparteiischen Entschließung durch unsachliche 

psychologische Motive) seine Vertretung zu veran-
lassen (z.B. verwandter Schüler)! 

 

Dienstaufsichtsbeschwerde ist ein Begriff aus dem 
deutschen Rechtswesen (nicht aus dem BDG), wird 
aber auch bei uns verwendet: Wenn zB ein Direktor 
seine Pflichten verletzt kann ein*e Lehrer*in darüber 
direkt (ohne Dienstweg) der Bildungsdirektion be-
richten, sich beschweren (siehe auch PVG: PVAK 
[bzw. deren Rechtsnachfolge PVAB] anrufen). 

 

Dienstpflichten des Vorgesetzten (auch Lehrer; 

§ 45 BDG) 
Beobachtung der Erfüllung der dienstlichen Aufgaben 

der Mitarbeiter. Anleitung, Weisung, Beseitigung von 

Missständen, Einhaltung der Dienstzeit usw. 

 

Geordnetes Zusammenwirken aller Organisations-
einheiten. 

 

Bei Verdacht auf strafbare Handlungen muss er 

Anzeige erstatten. 

 

Dienstpflichten gegenüber Vorgesetzten (§ 44 

BDG) 

Der Beamte hat seine Vorgesetzten zu unterstützen 

und ihre Weisungen zu befolgen. Das Weisungs-
recht des BDG gilt nach VBG § 5 auch sinngemäß 

für Vertragsbedienstete. 

 

Weisungen durch unzuständige Organe oder Wei-
sungen, die gegen strafrechtliche Vorschriften ver-
stoßen, können abgelehnt werden. 

Bei Bedenken gegen Weisungen müssen diese vor 

Befolgung dem Vorgesetzten mitgeteilt werden. 
Der Vorgesetzte muss dann diese Weisung schrift-
lich erteilen, widrigenfalls gilt sie als zurückgezo-
gen! 
 

Dienstpflichtverletzung 
Der Beamte, der schuldhaft seine Dienstpflichten 

verletzt, wird nach dem Disziplinarrecht (§ 91 bis § 

135 BDG 1979) zur Verantwortung gezogen. 

 

Disziplinarstrafen sind: 
- Verweis 
- Geldbuße bis zur Höhe eines halben Monatsbe-
zuges (unter Ausschluss des Kinderzuschusses) 
- Geldstrafe in der Höhe von einem Monatsbe-
zug bis zu fünf Monatsbezügen unter Aus-
schluss des Kinderzuschusses (gem. Dienst-
rechts-Novelle 2011) 
- Entlassung 

Dienstweg (§ 54 BDG) 
Der Beamte hat "Anbringen" (Anträge, Gesuche, 
Beschwerden ...), die sich auf sein Dienstverhältnis 

oder auf seine dienstliche Aufgabe beziehen, bei 
seinem unmittelbaren Dienstvorgesetzten (Direk-
tor*in) einzubringen. Diese*r hat das Anbringen un-
verzüglich an die zuständige Stelle weiterzuleiten. 

 

Von der Einbringung im Dienstweg darf bei Gefahr 

im Verzug dann abgesehen werden, wenn die Ein-
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haltung des Dienstweges dem Beamten nicht 
zumutbar ist (z.B. wenn es sich auf den Vorge-
setzten bezieht). 

 

Dienstzeit (§ 47a bis § 50d BDG) 
Das Arbeitszeitgesetz gilt für den öffentlichen 

Dienst nicht! 
 

Die Dienstzeit wird durch einen Dienstplan ge-
regelt. Hauptelement des Dienstplanes ist für 

Lehrer*innen der Stundenplan. Die Unterrichts-
stunden sind genau nach Stundenplan einzu-
halten. Veränderungen können nur nach Zu-
stimmung durch AV / Direktion und im Einver-
nehmen mit dem Dienststellenausschuss (so-
weit sich die Änderung über einen längeren 

Zeitraum bzw. auf mehrere Bedienstete be-
zieht) erfolgen (Änderung des Dienstplanes). 
 

Der Beamte kann nach § 49 BDG dazu angehal-
ten werden, seine Tätigkeit über die sich aus 

dem Dienstplan ergebende Dienstzeit hinaus 

auszudehnen. Sprechstunden, Supplierungen, 
Beratungen, Konferenzen, Prüfungen bilden ei-
nen Bestandteil des normalen Dienstplanes. 
Die Nichteinhaltung kann disziplinär verfolgt 
werden. 
 

Geschenkannahme 
Eine Geschenkannahme für sich oder einen 

Dritten ist im Hinblick auf die amtliche Stellung 

verboten. 

Orts- oder landesübliche Aufmerksamkeiten 

gelten nicht als Geschenk. Ehrengeschenke 

dürfen angenommen werden. Die Dienstbehör-
de muss jedoch davon verständigt werden. 

 

Meldepflicht (§ 53 und § 215 BDG) 
Wird dem Beamten bei der Ausübung seines 

Dienstes der begründete Verdacht einer ge-
richtlich strafbaren Handlung bekannt, so ist 
dies unverzüglich dem Direktor zu melden. 

 

Der Beamte hat der Direktion zu melden: Na-
mensänderung, Standesänderung, Verlust der 

öst. Staatsbürgerschaft, Wohnsitzänderung, 
Verluste von Befähigungen, des Dienstauswei-
ses und sonstiger Sachbehelfe. 

 

Nebenbeschäftigungen (§ 56 und § 216 BDG) 
Nebenbeschäftigung ist jede Beschäftigung, die 

jemand außerhalb seines Dienstverhältnisses 

und einer allfälligen Nebentätigkeit ausübt. Ne-

bentätigkeiten sind Tätigkeiten für den Bund (fallen 

nicht unter Nebenbeschäftigung). 

 

Die Nebenbeschäftigung darf den Beamten an sei-
ner Diensterfüllung nicht hindern. 

 

Jede erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung ist so-
fort zu melden: Vorgang: Formular ausfüllen und im 

Dienstweg an den Landesschulrat schicken. 

 

Änderungen oder Ende der Nebenbeschäftigung 
sind ebenfalls zu melden. Keinesfalls ist aber im 
Gesetz (BDG § 56, gilt praktisch auch für VL) eine 
jährlich wiederkehrende Meldung vorgesehen. 

 

Eine Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwal-
tungsrat oder in einem sonstigen Organ einer auf 
Gewinn gerichteten juristischen Person des priva-
ten Rechts ist zu melden. 

 
Exkurs: Schulrechtliche Bestimmungen 

(SchUG §§ 17 - 24 und §§ 51 - 57) 
Der*die Lehrer*in hat das Recht und die Pflicht, 
an der Gestaltung des Schullebens mitzuwir-
ken. Seine Hauptaufgabe ist die Unterrichts- 

und Erziehungsarbeit. Er/Sie hat demnach den 

Unterricht sorgfältig vorzubereiten. 

 

Dem*der Lehrer*in obliegen unterrichtliche, er-
zieherische und administrative Tätigkeiten. 
Darüber hinaus hat er/sie erforderlichenfalls die 

Funktionen eines Klassenvorstandes, Werk-
stättenleiters, Kustos sowie eines Mitgliedes 

einer Prüfungskommission zu übernehmen und 

an Lehrer*innenkonferenzen teilzunehmen. 

 

Der*die Lehrer*in hat entsprechend der jeweili-
gen Diensteinteilung (Stundenplan) die Schü-
ler*innen innerhalb der Schule sowie bei allen 

Schulveranstaltungen innerhalb und außerhalb 

des Schulhauses zu beaufsichtigen, soweit dies 

nach dem Alter und der geistigen Reife der 

Schüler*innen erforderlich ist. 

 

Die einschlägigen Gesetze und Verordnungen 

können in der Direktion sowie im Rechtsinformati-
onssystem des Bundes unter der Internet-Adresse 

www.ris.bka.gv.at eingesehen werden. Einen 

guten Überblick über die aktuellen Gesetze und 

Verordnungen geben die "Jahrbücher" der 

"Gewerkschaft Öffentlicher Dienst" und das 

Buch "Das Österreichische Schulrecht" von 

Jonak-Kövesi.
 

http://www.ris.bka.gv.at/

